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Europäische Stabilitätspolitik (am Ende?):  
Der Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) 
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1. Warum gibt es den SWP?1 

Die Einführung des Euro 1999 (als allgemeines 
Zahlungsmittel 2002) wurde in den Ländern mit 
starker Währung (in Deutschland die DM) kontro-
vers diskutiert2. Für Deutschland bedeutete die 
Einführung des Euro einen finanziellen Verlust. 
Kredite mussten nun mit höheren Zinsen bedient 
werden. Für Bundeskanzler Helmut Kohl war das 
politische Ziel der Vertiefung der europäischen In-
tegration, gestützt auch auf die Präferenzen Frank-
reichs, vorrangig. Der Verlust an Stärke der gemein-
samen Währung sollte dadurch möglichst geringge-
halten werden, dass der Euro das Stabilitätsniveau 
der DM erreichen würde (also mit entsprechend 
niedrigen Zinsen für Kredite). Symbolisch wurde 
dieser Wunsch umgesetzt durch die der Wahl des 
Bundesbankstandortes Frankfurt am Main als 
Standort der Europäischen Zentralbank (EZB). 
Ökonomisch leisteten vier Bestimmungen des Ver-
trags von Maastricht 1992 „Hilfestellung“, von de-
nen allerdings nur zwei sich auf nachprüfbare Zah-
lenwerte beziehen. In einem Protokoll (heute: Lis-
sabon Vertrag, Protokoll Nr.12, Artikel 1) nennt 
der Maastrichter Vertrag konkrete Referenzwerte, 
die anzustreben seien: „3 Prozent für das Verhältnis 

zwischen dem geplanten oder tatsächlichen Defizit 
und dem Bruttoinlandprodukt zu Marktpreisen und 
60 Prozent für das Verhältnis zwischen dem öffent-
lichen Schuldenstand und dem Bruttoinlandpro-
dukt zu Marktpreisen.“ Den Euro sollten nur jene 
Länder einführen, die durch die Beachtung dieser 
Grenzwerte „übermäßige“ Defizite vermeiden. 

Bei der Einführung des Euro sah man in ei-
ner Reihe von EU-Staaten aus politischen Grün-
den allerdings großzügig vor allem über das 60 
Prozent-Ziel hinweg. Die erforderliche Konver-
genz der Wirtschaftsentwicklung war 1999 nur 
unzureichend erreicht. Von Beginn an wurden die 
Maßstäbe für noch akzeptable Defizite kritisiert. 
Die Werte von jährlich drei Prozent des BIP beim 
Jahreshaushalt und sechzig Prozent des BIP beim 
Schuldenstand seien zu beliebig: eine Defizitbe-
grenzung würde zu einer wachstumsfeindlichen 
Ausgabenbegrenzung führen, und Haushaltspoli-
tik sei doch weiter eine nationale Angelegenheit, 
trotz gemeinsamer Währung – ein Paradox, wie 
sich in den Folgejahren zeigen sollte. Die Überle-
gung der Befürworter der Maastricht-Kriterien 
war, dass, wenn Eurostaaten durch die Defizitbe-
grenzung nicht mehr der bequeme Weg der 
Staatsverschuldung zur Verfügung stünde, um 
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